
Interview mit Axel Troost *:  
 „Eine importierte Inflation“
Politische Berichte: In Deinem Vor-
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Axel Troost: Bei einer importier-

Einkommensausgleich für alle Einkom-
mensschichten gigantisch teuer. Es be-
steht deshalb die Notwendigkeit sich 
auf die untere Hälfte der Einkommens-

pyramide zu begrenzen und dann auch 
nochmals auf die Ärmsten 15 bis 25% 
besonders zu konzentrieren. In diesem 
Sinne ist bis Anfang Oktober praktisch 
noch nichts geschehen. Die Entwick-
lung war seit Juli vorhersehbar, aber 
die Menschen in Not werden mindes-
tens bis Dezember in Unsicherheit und 
Not gehalten. Notwendig sind für die 
privaten Haushalte neben der Energie-
preisbremse direkte dauerhafte Zahlun-
gen an die untersten Einkommens- und 
Rentenbezieher*innen, eine Nachfolge-
lösung für das Neun-Euro-Ticket (z.B. 
das 29-Euro-Ticket in Berlin) und die 
Umwandlung der Pendlerpauschale in 
ein einkommens- und verkehrsmittelun-
abhängiges Mobilitätsgeld. Außerdem 
benötigen wir sofort Maßnahmen zur 
Rettung von klein- und mittelständigen 

Solidarisch gegen steigende Lebenshaltungs-
kosten, Inflation, Energiepreise

Die drastisch steigenden Lebenshal-
tungskosten gefährden die Bezahlbarkeit 
des Lebens für immer größer werden-
de Teile der Bevölkerung. Gleichzeitig 
vertiefen sie die bestehenden sozialen 
Spaltungen und Verwerfungen. Wer bis-
her gut bis sehr gut lebt, Rücklagen hat 
oder sich gar als reich bezeichnen kann, 
kann vielen Preiserhöhungen in der per-
sönlichen Wirkung in vielerlei Hinsicht 
leichter ausweichen. 

Ohne politische Auseinandersetzung 
um Alternativvorschläge oder andere 
Formen der Umsetzung geplanter Ent-
lastungsmaßnahmen geht die Politik der 
Ampelkoalition oft in die falsche Rich-
tung: Steuersenkungen, die am meisten 
bringen, wenn man viel verdient, Tankra-
batte für Alle statt gezielter, direkter und 
dauerhafter Entlastung für diejenigen, 
die sie existenznotwendig brauchen. Die 
Kette der Beispiele ist lang. 

Dazu der Versuch der AfD und der 
Rechten, diese für Viele bedrohlichen 
Entwicklungen für nationale und völki-
sche Mobilisierung zu nutzen. 

Wer sich sozial, von links und erfolg-
reich dagegenstellt, braucht klärende 
Argumente, und die kommen nicht um 

warum, wieso, und was wirkt dagegen?“ 
Axel Troost, u.a. seit 1981 aktiv in der 

Arbeitsgruppe „Alternative Wirtschafts-
politik“ („Memo Gruppe“), hat in sei-

-
tion – Steigende Lebenshaltungskosten 
gefährden Bezahlbarkeit des Lebens“ 

(Stand 27.9.2022), sich anschaulich 
mit diesen Fragen auseinandergesetzt. 
(Mit freundlicher Genehmigung des 
Autors verweisen wir auf den Zugang 
über seine Homepage www.axeltroost.de 
bzw. direkt https://www.youtube.com/
watch?v=S9JkoBTDJeI)

Untenstehend dazu auch ein Interview 
der Politischen Berichte mit Axel Troost.

Unter anderem befasst sich Troost in 
seinem Vortrag mit neun ganz unter-
schiedlichen Begründungen, die gegen-

eine mehr oder weniger große Rolle spie-
len, angefangen von: „klarer Fall, die EZB 
war ’s“ oder „die Preistreiberei der Kon-
zerne ist ’s“ bis zum russischen Krieg ge-
gen die Ukraine als alleiniger „Ursache“. 
Troost untersucht sodann jede einzelne 
genannte mögliche Begründung auf ihre 
Tragfähigkeit. 

Die Begründung einer „klassischen“ 

„nachfragende“ Geldmenge) gegenüber 
den vorhandenen Produkten wird be-
gründet widerlegt. 

-
tierte, angebotsinduzierte Inflation 
analysiert. Sie ist im Kern also haupt-
sächlich eine „Lieferketten- und Fossil/

Wirkung in unterschiedlichem Ausmaß 

-
logische/klimapolitische Maßnahmen, 
Monopolpreispolitik usw.) Das aber be-

Maßnahmen der Dämpfung „klassi-

zu senken ist. 



-
hen Energiekosten nicht in den Preisen 
weiterwälzen können.

-
-

-
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Auch hier muss es Lösungen geben, die 
insbesondere die unteren Einkommens-
schichten schützen. Die Formel „80% 
für alle sind preisgedeckelt und danach 
zahlen alle die neuen hohen Preise“ ist 
eine Umverteilungsformel für die Bes-
serverdienenden. Wenn zwei Personen 
in einer 150-qm-Wohnung wohnen, kön-
nen sie leicht ein Zimmer vorübergehend 
leer stehen lassen. Vier Personen in der 
70-qm-Wohnung können dies nicht.

-
-

-

Wir werden in den Jahren 2022 und 
2023 in nahezu allen Branchen eine Re-
aleinkommenssenkung bekommen. Nur 
ganz wenige Gruppen werden Nettolohn-

-
te erzielen können. Umso wichtiger ist es, 
dass durch staatliche Maßnahmen nicht 
nur die Transfereinkommensbezieher*i
nnen sondern auch Beschäftigte mit un-
terdurchschnittlichen Verdiensten Aus-
gleichszahlungen erhalten. In diesem 
Zusammenhang ein wichtiger Hinweis: 
manche Arbeitgeber argumentieren, 

ja nur 2022 vorhanden sind. Sie plädie-
ren daher für „Einmalzahlungen“ und 
dann gehe es 2023 wieder mit norma-
len Gehaltssteigerungen weiter. Das ist 
natürlich ökonomisch eine „vergiftete“ 

in 2022 im nächsten Jahr nur noch eine 

diese 4 % auf die 8 % gestiegenen Preis 
von 2022 oben drauf. Bei einer Einmal-
zahlung in 2022 werden dann in 2023 
Gehaltssteigerungen auf das Gehaltsni-
veau von 2021 verhandelt.
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Dies gilt nur für den Strommarkt. 

Erzeuger von regenerativer Energie so-
wie von Kohle- und Kernenergie höhe-
re Strompreise bekommen, obwohl ihre 
Kosten überhaupt nicht angestiegen sind. 
Diese zusätzlichen Gewinne müssen (und 
werden wohl auch) abgeschöpft werden 
und für eine Strompreisbremse in Form 
von kostengünstigen Stromkontingenten 
genutzt werden. Auch hier gilt dann aller-
dings das zur „Preisdeckelung“ Gesagte.
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Die vorgesehenen 200 Milliarden Euro 
„Doppel-Wumms“ sind – bei richtiger 

-
gleich bis 2024 voraussichtlich ausrei-
chend. Hier wird nochmals – zu Recht 
– die Möglichkeit der Aussetzung der 
Schuldenbremse gezogen. Ab 2023 soll 
die Schuldenbremse wieder gelten (Null-
Verschuldung für die Bundesländer, ca. 
20 Mrd. für den Bund). Es gibt aber nicht 
nur Finanzierungsbedarfe für Corona, 

-
tungsfonds. Der dringend erforderliche 
sozial-ökologische Umbau und der kom-
munale Investitionsstau von über 150 
Mrd. Euro brauchen Finanzmittel. Und 
die können nur über Steuererhöhun-
gen – ich erwähne hier nur die Über-
gewinnsteuer und die Vermögen- und 
Erbschaftsteuer – und eine sinnvolle 

-
titionen kommen. Vielleicht noch ein 
letzter Hinweis: Auch wir Linken haben 

einmal den globalen Süden ansprechen, 
sondern nur die Euro-Zone: Wir haben 
eine gemeinsame Währung und wenn 
Unternehmen in Deutschland geholfen 
wird, aber Konkurrenzunternehmen in 
Spanien, Italien, oder den Niederlanden 
nicht, dann führt das zu Unmut we-
gen Wettbewerbsverschiebungen. Und 
natürlich muss nicht nur die deutsche 
Schuldenbremse, sondern der europäi-
sche Fiskalpakt reformiert werden.

Abgeordneter im Bundestag mit dem Wahlkreis 

Deutschen Bundestag ist er als Senior Fellow für 

engagiert er sich seit 1981 in der Arbeitsgruppe 
Alternative Wirtschaftspolitik („Memo-Gruppe“).
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Link zur aktuellen Ausgabe der Politischen Berichte:
https://www.linkekritik.de/index.php?id=5272




